
Vorwort

Einsatzmaßnahmen der Feuerwehr dienen dem Schutz von
Leib und Leben, dem Schutz von Sachgütern, dem Schutz der
Umwelt oder ganz allgemein der Abwehr von Störungen der
öffentlichen Sicherheit durch die Folgen eines Brandes, Un-
glücks oder öffentlichen Notstandes. Die Einsatzkräfte, ins-
besondere die Führungskräfte, stehen dabei im Regelfall unter
hohem Zeit- und Erfolgsdruck. Zudem werden von ihnen
Entscheidungen verlangt, die auch einer späteren gerichtlichen
Nachprüfung standhalten müssen. Gerade im Einsatzgesche-
hen sind deshalb grundlegende Rechtskenntnisse erforderlich,
wenn in Rechte, insbesondere unbeteiligter Dritter, eingegrif-
fenwird1. Dies erfordert zunächst einmal Grundkenntnisse des
Staatsaufbaus und des Grundrechtsschutzes.

Fragen der Zuständigkeit und der Zulässigkeit von Maß-
nahmen sind oftmals nicht leicht zu beantworten. Allein die
Kenntnis der Brandschutzgesetze ist hier nicht ausreichend.
Erforderlich ist vielmehr auch die Beschäftigung mit den jewei-
ligen allgemeinen Polizei- oder Ordnungsbehördengesetzen
sowie den Vorschriften über das Verwaltungsverfahren nach
dem Verwaltungsverfahrensgesetz und Zwangsmaßnahmen
nach den Verwaltungsvollstreckungsgesetzen der Länder. Be-

1 Hieraus folgt in Verbindung mit Art. 33 Abs. 4 GG, dass
hauptberufliche Angehörige der Feuerwehren auch in Zukunft
– ebenso wie bei Polizei und Justiz – den Beamtenstatus
besitzen müssen.
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fugnisse der Feuerwehr können sich darüber hinaus auch aus
völlig anderen Rechtsgebieten ergeben.

Von großer Bedeutung für die Einsatzkräfte der Feuerwehr
sind auch Fragen nach ihrer strafrechtlichen und zivilrecht-
lichen Haftung. Ebenso wichtig sind Ansprüche der Feuer-
wehrangehörigen für Schäden, die ihnen im Einsatz entstehen.

Vorliegend sollen rechtliche Fragen des Feuerwehreinsatzes
systematisch undmit Hilfe zahlreicher Beispielfälle erörtert und
so den Lesern und Benutzern dieses Roten Heftes näher
gebracht werden. Zu erörtern waren dabei gerade die nicht
alltäglichen Fälle. Denn rechtliche Schwierigkeiten tauchen
insbesondere dann auf, wenn der Fall nicht vom Wortlaut
des Gesetzes erfasst wird.

Zum allgemeinen besseren Verständnis und wegen der
Prüfungsrelevanz war es notwendig, in kurzer Form auch
auf Fragen des allgemeinen Staats- und Verwaltungsrechts
einzugehen.

Ein Abdruck sämtlicher relevanter Vorschriften der 16
Bundesländer verbietet sich verständlicherweise schon aus
Platzgründen, sodass auf die Vorschriften jeweils nur in Fuß-
noten verwiesen wird. Wegen der Einzelheiten wird auf die
Kommentare zu den Brandschutzgesetzen der Bundesländer
verwiesen. Zumweiteren Studiumwird die Sammlung gericht-
licher Entscheidungen des Verbandes der Feuerwehren in NRW
(VdF NRW) empfohlen.
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Vorwort zur 4. Auflage

Die 4., überarbeitete und erweiterte Auflage ist gekennzeich-
net von zahlreichen Änderungen auf Grund der Rechtspre-
chung und der Gesetzgebungstätigkeit im Bereich des Brand-
und Katastrophenschutzrechtes seit der Vorauflage aus dem
Jahr 2007.

Aufsätze des Autors, auf die in diesem Roten Heft Bezug
genommen wird, finden Sie weitgehend unter der Rubrik
»Rechtsfragen« auf der Internetseite www.feuerwehr-schmal¬

lenberg.de

Schmallenberg, im Februar 2017
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